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Stellungnahme der BAG Jugendsozialarbeit 

zum SGB II-Fortentwicklungsgesetz 
 
 
Die BAG Jugendsozialarbeit hält die vorgeschlagenen Veränderungen, wie sie 
im jetzt vorliegenden Entwurf des Kabinetts zum SGB II-Fortentwicklungs-
gesetz benannt werden, für insgesamt nicht ausreichend. Der Schwerpunkt der 
vorgeschlagenen Veränderungen liegt zum einen auf dem Ausbau der Kontrol-
len gegen Leistungsmissbrauch (Vermeidung von Leistungsmissbrauch) und 
zum anderen auf der Klarstellung einiger Schnittstellen, die in der Praxis zu 
Problemen geführt haben (Optimierung des Leistungsrechts, Verbesserung der 
Verwaltungspraxis). Insbesondere an den problematischen gesetzlichen Be-
stimmungen im SGB II für junge Menschen unter 25 Jahren werden keine aus-
reichenden Verbesserungen im Fortentwicklungsgesetz vorgeschlagen.  
 
Im Folgenden geht diese Stellungnahme nur auf solche Veränderungsvorschlä-
ge ein, die sich direkt auf die Situation der jungen Menschen unter 25 Jahren 
auswirken.  
 
Es ist zu begrüßen, dass eine Vollfinanzierung der Aktivierungshilfen für er-
werbsfähige, hilfebedürftige Jugendliche durch den SGB II-Träger angestrebt 
wird. Bislang konnten die Aktivierungshilfen nach § 241 Abs. 3a und § 243 
Abs. 2 SGB III nur dann gefördert werden, wenn sich ein Dritter – in der Regel 
die Kommune – zur Hälfte an der Finanzierung der Gesamtkosten beteiligt. Mit 
der neuen Regelung wird sichergestellt, dass alle Jugendlichen unabhängig von 
der Zugehörigkeit zu einem Rechtskreis dieses niedrigschwellige Angebot in 
Anspruch nehmen können, wenn es einen sinnvollen Schritt zur beruflichen 
Integration darstellt.  
 
Ebenfalls zu begrüßen ist, dass in Zukunft ein Zuschuss zu Leistungen der 
Ausbildungsförderung nach dem BAföG und der Berufsausbildungsbeihilfe 
möglich sein wird. Hierbei ist es wichtig, dass die Härtefallregelung nach § 7 
Abs. 5 S. 2 SGB II weiterhin Bestand hat. Auf diese Weise wird sichergestellt, 
dass junge Frauen und Männer bei niedrigen Ansprüchen gegenüber anderen 
Leistungen nicht aus der Ausbildung aussteigen, weil sie Angst haben, sich zu 
verschulden.  



 2

 
 
Nicht unwichtig insbesondere für das Jugendwohnen ist, dass Jugendliche in 
Zukunft nicht befürchten müssen, dass sie automatisch ihren Anspruch auf Leis-
tungen nach dem SGB II verlieren, wenn sie sechs Monate oder länger in einer 
solchen stationären Einrichtung Unterstützung und Betreuung suchen. Der neue 
Grundsatz, Personen, die mindestens 15 Stunden die Woche erwerbstätig sind, 
in der Zuständigkeit des SGB II zu belassen, kommt diesen Jugendlichen entge-
gen. Dies sollte auch für Jugendliche in Einrichtungen der Erziehungshilfe, der 
Suchtkrankenhilfe und der Obdachlosenhilfe gelten.  
 
Nur eingeschränkt verbessert wird die Situation vieler Jugendlicher durch die 
Neuregelung des § 16 Abs. 4 SGB II. Zwar soll es jetzt im Sinne der Nachhaltig-
keit möglich sein, eine Eingliederungsmaßnahme beim Wegfall der Hilfebedürf-
tigkeit weiter zu finanzieren. Da diese Weiterfinanzierung allerdings nur in Form 
einer Darlehensgewährung möglich ist, wird hier ein ähnliches Problem auftre-
ten, wie es zuvor bei den durch BAföG und Berufsausbildungsbeihilfe unter-
stützten Auszubildenden aufgetreten ist. Aus Angst vor Verschuldung werden 
viele Jugendliche die Maßnahme abbrechen, statt sie sinnvollerweise zu Ende zu 
führen.  
 
Die Neuregelung der Ausbildungsstellen- und Arbeitsvermittlung ist ebenfalls zu 
begrüßen. Rechtssicherheit wird für die Jugendlichen hergestellt und ein unein-
geschränkter Zugang zur Ausbildungsvermittlung ermöglicht.  
Falls der junge Mensch nicht sofort vermittelt werden kann, sollte vor Erstellung 
einer Eingliederungsvereinbarung unbedingt eine Kompetenzfeststellung durch-
geführt werden. Nur so kann gewährleistet werden, dass der Jugendliche passge-
nau gefördert und in Ausbildung und Arbeit vermittelt werden kann.  
 
Für die beruflichen Rehabilitationsleistungen ist es außerordentlich sinnvoll, 
dass im SGB II Fortentwicklungsgesetz eine Klärung der Zuständigkeiten erfolgt. 
Auch ist es zu begrüßen, dass eine Anpassung der Zuständigkeit für Teilnahme-
kosten bei besonderen Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe behinderter 
Menschen erfolgen soll. Unklar bleibt jedoch bei den jetzt vorliegenden gesetzli-
chen Änderungsvorschlägen, welche Verbesserungen diese Neuregelung in der 
praktischen Umsetzung tatsächlich bewirken können.  
 
Äußerst problematisch ist die kaum veränderte Regelung von Sanktionen insbe-
sondere bei den unter 25-Jährigen. Zwar soll in Zukunft die Möglichkeit beste-
hen, nicht nur eine dreimonatige sondern auch eine sechs Wochen dauernde 
Kürzung der Leistungen zu verhängen; auch sollen Sanktionen, die für drei Mo-
nate ausgesprochen wurden, auf sechs Wochen verkürzt werden können. Dies 
bedeutet für die unter 25-Jährigen aber weiterhin eine vollständige Kürzung der 
Leistungen. Es ist aus Sicht der BAG Jugendsozialarbeit weiterhin nicht nach-
vollziehbar, warum die Sanktionsregelungen bei den unter 25-Jährigen so viel 
drastischer ausfallen als bei den Erwachsenen. Darüber hinaus erlaubt auch die 
neue Regelung keinen pädagogisch sinnvollen Einsatz der Sanktionsmittel.  
Gerade hier ist es wichtig, dass die Beratungsfachkräfte in den Arbeitsagenturen 
im Umgang mit Jugendlichen mit vielfältigen Problemlagen geschult sind bzw. 
ausreichend sozialpädagogische Unterstützungsangebote vorgehalten werden.  
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Um für junge Menschen unter 25 Jahren den Ausbildungsvorrang vor Eingliede-
rungsleistungen durch Arbeitsgelegenheiten im Gesetzestext deutlich herauszu-
stellen, sollte zudem die Formulierung des § 3 Abs. 2 SGB II verändert werden. 
Die Formulierung sollte aus Sicht der BAG Jugendsozialarbeit wie folgt lauten: 
„Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen nach diesem Buch in 
eine Ausbildung, Arbeit oder Leistung zur Eingliederung in Arbeit zu vermitteln. 
Können Hilfebedürftige ohne Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermit-
telt werden, sollen die Agentur für Arbeit und der Träger der Grundsicherung 
darauf hinwirken, dass die vermittelte Leistung zur Eingliederung in Arbeit oder 
die vermittelte Arbeit auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten durch Qualifizierungsanteile beiträgt.“ 
Diese Priorität ist auch bei den Sofortangeboten aufrechtzuerhalten. Sofortange-
bote, die ausschließlich darauf abzielen, die Arbeitsbereitschaft zu überprüfen, 
lehnt die BAG Jugendsozialarbeit entschieden ab. Vorrangig sollte der Abschluss 
von Eingliederungsvereinbarungen in Bezug auf ihre Qualität verbessert werden. 
 
Die Probleme der jungen Frauen und Männer, die zur Zeit keinen Ausbildungs- 
oder Arbeitsplatz haben, werden durch die Vorschläge zur Fortentwicklung des 
SGB II in keiner Weise einer Lösung zugeführt. In der Praxis zeigt sich, dass Ju-
gendliche oftmals nicht in Ausbildung oder Arbeit sondern in Arbeitsgelegenhei-
ten mit häufig unzureichenden Qualifikationsanteilen vermittelt werden. Auch 
fehlt es an passenden Angeboten im Anschluss an die Arbeitsgelegenheiten, so 
dass viele Jugendliche erneut in ein berufliches und qualifikatorisches Vakuum 
fallen.  
Darüber hinaus haben viele Jugendliche, die nicht in den Zuständigkeitsbereich 
des SGB II fallen, dieselben Probleme, Ausbildungs- und Arbeitsplätze oder ein 
angemessenes Qualifikations- oder Unterstützungsangebot zu finden. Es fehlt 
weiterhin an einem sinnvollen, aufeinander abgestimmten Gesamtsystem zur 
Förderung von Jugendlichen beim Übergang von der Schule in den Beruf. Die 
ARGEN sind aufgefordert, ein abgestimmtes kommunales Integrationskonzept zu 
entwickeln. Ein erster richtiger Schritt in diese Richtung wäre die flächende-
ckende Etablierung von Jugendkonferenzen und die Entwicklung von Qualitäts-
standards für diese. Ein gesetzlich verankerter Auftrag zur Durchführung von 
Jugendkonferenzen könnte diese Entwicklung unterstützen.  
 
Zu befürchten ist, dass auch weiterhin in der Praxis die entsprechenden Angebo-
te zur Integration von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nicht in der erforderli-
chen Zahl und Qualität zur Verfügung stehen. Hier sind weitere gemeinsame 
Anstrengungen der Akteure erforderlich, um auf der vorliegenden gesetzlichen 
Grundlage entsprechende individuelle und passgenaue Unterstützungsangebote 
zu entwickeln und dem Anspruch eines ausgewogenen Verhältnisses von For-
dern und Fördern gerecht zu werden. Um dies zu erreichen, wäre es zum Bei-
spiel hilfreich, wenn der Träger der Grundsicherung mit der Berufsberatung der 
Bundesagentur für Arbeit kooperiert.  
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Die BAG Jugendsozialarbeit fordert daher die Bundesregierung auf, das SGB II 
dahingehend fortzuentwickeln, dass die Förderung junger Menschen im Über-
gang von der Schule in den Beruf in diesem Sinne tatsächlich gestärkt wird.  
 
 
gez. Dr. Gero Kerig 
Erster Vorsitzender  
der BAG Jugendsozialarbeit 
 
 
Bonn, den 17. Mai 2006  


